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Pressemitteilung vom 28.01.2003

Gemeindetag verlangt Seriosität:

Kleinkinderbetreuung kann nur in finanzierbaren, bedarfsgerechten Schritten wachsen

Ganztagesschulen nur finanzierbar, wenn Bund Kommunalfinanzen verbessert und das Land mitmacht

Stuttgart. Ein flächendeckendes Betreuungsangebot für 20 Prozent aller Kleinkinder, wie es von der Berliner Koalition verabredet ist, werde viel teurer als bisher angenommen. Es sei bei der aktuellen Lage der öffentlichen Haushalte nicht finanzierbar. Der Gemeindetag Baden-Württemberg legte bei seiner Jahrespressekonferenz im Stuttgarter Landtag neue Zahlen vor.

Die baden-württembergischen Städte und Gemeinden seien bereit, sich im Interesse ihrer Familien stärker in der Betreuung von Kleinkindern zu engagieren. Zwar sei die Finanzierungsbeteiligung des Landes nicht ausreichend, aber mit der Landesregierung bestehe immerhin Konsens darüber, dass nur flexible, bezahlbare und am wirklichen Bedarf orientierte Lösungen in Betracht kommen.

Wenn jedes fünfte der insgesamt 334.000 baden-württembergischen Kleinkinder unter 3 Jahren außerhalb der Familie betreut werde, koste das

· in Kinderkrippen: 820 Millionen Euro pro Jahr,

· in altersgemischten Gruppen (zusammen mit Kindern im Kindergartenalter): 533 Millionen Euro pro Jahr.*)

*) Die Angaben beziehen sich auf reine Personal- und Sachkosten ohne Investitionen und kalkulatorische Kosten. Basis: Stat. Landesamt und Landesjugendämter.
„Bundesweit sind das 4 bis 6 Milliarden Euro. Es hat keinen Sinn, diese Beträge den Bürgerinnen und Bürgern vorzuenthalten. Wer seriös sein will, muss die wahren Kosten nennen,“ forderte Gemeindetagspräsident Brucker. Mit einem Bundeszuschuss von 1,5 Milliarden Euro sei es bei weitem nicht getan. Auch sei fraglich, ob sich – wie vom Bund unterstellt - bei einer Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe tatsächlich 1,5 Milliarden Euro zu Gunsten der Kommunen erwirtschaften lasse.

„Ich bezweifle auch, dass eine höhere Erwerbstätigkeit junger Frauen am Arbeitsmarkt realisierbar ist und dadurch, wie ein DIW-Gutachten verspricht, zusätzliche Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen in Milliardenhöhe entstehen,“ sagte Brucker. Die dort angesetzten Kosten seien ohnehin überprüfungsbedürftig. Ohne ein deutlich höheres Wirtschaftswachstum, so Brucker, werden positive Effekte wohl kaum eintreten.

Kein Rechtsanspruch zulasten der Kommunen

„Ein rascher Ausbau der Betreuungsangebote ist in den nächsten Jahren nicht möglich,“ sagte Brucker. „Wir wollen ihn auch nur dort, wo wirklich Bedarf besteht.“ Die Nachfrage nach außerfamiliärer Kleinkinderbetreuung variiere je nach Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur stark. „Ich warne deshalb davor, hier wieder mit gesetzlichen Pflichtaufgaben oder gar Rechtsansprüchen Politik zulasten fremder Kassen machen zu wollen,“ meinte Brucker mit Blick auf die rot-grüne Koalitionsvereinbarung. „Eine örtliche Bedarfsplanung muss maßgeblich sein, wie das auch nach baden-württembergischem Kindergartengesetz künftig der Fall sein wird.“

Selbst wenn sich die Eltern finanziell mit einem wesentlich höheren Betrag an der Betreuung von Kleinkindern beteiligen würden als im Kindergarten, ändere sich an dieser Beurteilung wenig. Ein Elternbeitrag von rund 200 Euro pro Monat würde kaum ein Drittel der Kosten eines Platzes in einer altersgemischten Gruppe decken, die Akzeptanz aber spürbar schmälern, erwartet Brucker.

Zwar sei die Betreuung in altersgemischten Kindergartengruppen kostengünstiger als in speziellen Krippen. Der zusätzliche Personal- und Sachaufwand für die Kleinkinder dürfe aber nicht unterschätzt werden: kleinere Gruppen mit höherem Personalbedarf. Es sei eine Illusion, dass die in den nächsten Jahren durch geburtenschwächere Jahrgänge frei werdenden Kindergartenplätze einfach in Plätze für Kleinkinder umgewidmet werden können. Auch die besonders kleinkindgerechte und kostengünstige Betreuung durch Tagesmütter solle weiter gefördert werden.

Ganztagesschulen mit immensen Folgekosten

Zur Ganztagesschul-Initiative des Bundes (4 Milliarden Euro) könne man bildungs- und sozialpolitisch durchaus positiv stehen, sagte Brucker. Ohne ein schlüssiges Gesamtkonzept und ohne Landesbeteiligung, vor allem durch Lehrerbereitstellung, gehe aber gar nichts. Ein Ausbauprogramm müsse sich an den kommunalen Finanzierungsmöglichkeiten orientieren. „Mit einer zeitlich und sachlich begrenzten Förderung bleiben die immensen Folgekosten einer Ganztagesschule an der Gemeinde hängen,“ sagte Brucker. Der Bund müsse zuallererst seinen überfälligen Beitrag zur Verbesserung der Kommunalfinanzen leisten. Er solle die angekündigten 4 Milliarden Euro deswegen zur Stützung der Kommunalfinanzen bereit stellen.

Schulpolitik müsse Ländersache bleiben. Vom Land erwartet Brucker, dass die künstliche Trennung von Unterricht und Betreuung an der Schule aufgegeben wird. „Beides sind pädagogische Aufgaben,“ so der Gemeindetagspräsident, „für die das Land zuständig ist.“
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